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Entwurf eines Gesetzes 


betreffend deutsch-niederländische Vereinbarungen vom 19. Mai 1952 
über Fragen der Restitution und vom 13./ 20. Juni 1952 über 
Freigabe von deutschen Reichsmark -Wertpapieren 


Der Bundestag hat folgendes Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel I 

Den durch Notenwechsel vom 19. Mai 
1952 und vom 13./20. Juni 1952 zwischen 
der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Den Haag und dem Niederländi- 
schen Außenministerium bestätigten Verein- 
barungen wird zugestimmt. 

Artikel II 

Die Vereinbarungen über die Fragen der 
Restitution und der Freigabe der deutschen 
Reichsmark- Wertpapiere werden nachstehend 
mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 


Botschaft 

der 

Bundesrepublik Deutschland 

Den Haag, den 19. Mai 1952 

Sr. Exzellenz 
Herrn Dr. Stikker 
Außenminister der 

Königlich Niederländischen Regierung 
Den Haag 

Herr Außenminister, 

Ich beehre mich, Ew. Exzellenz im Namen 
der Deutschen Bundesregierung folgendes 
mitzuteilen: 

Die Königlich Niederländische Regierung 
hat einen Anspruch auf Restitution von deut- 


schen, auf Reichsmark lautenden Wert- 
papieren mit der Begründung erhoben, daß 
diese Wertpapiere während der deutschen 
Besetzung der Niederlande abhanden gekom- 
men und nach Deutschland verbracht worden 
seien. 

Uber diesen Anspruch haben Anfang Ok- 
tober 1951 im Haag, Ende November 1951 
in Unkel a. Rh. und seit dem 16. Januar 
1952 erneut im Haag Verhandlungen 
zwischen einer deutschen und einer nieder- 
ländischen Delegation stattgefunden. Nach- 
dem diese Verhandlungen heute zu einem 
Abschluß geführt haben, beehre ich mich, 
Ihnen das Ergebnis wie folgt zu bestätigen: 

1. Die Bundesregierung zahlt an die König- 
lich Niederländische Regierung zur Ab- 
geltung des Anspruchs auf Restitution 
der während der deutschen Besetzung der 
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Niederlande abhanden gekommenen und 
nach Deutschland verbrachten Reichs- 
mark-Wertpapiere einen Betrag von 45 
Millionen DM als Gegenwert für die 
Reichsmark-Aktien, die Bundesregierung 
erkennt ferner an, der Königlich Nieder- 
ländischen Regierung als Gegenwert für 
70 Millionen Reichsmark-Obligationen 
einen noch nicht feststehenden Betrag zu 
schulden. 

2. Der Betrag von 45 Millionen DM wird 
in vier Raten gezahlt werden, und zwar 
die erste Rate in Höhe von 10 Millionen 
DM am 1. Juli 1952, die zweite Rate in 
Höhe von 15 Millionen DM am 1. juli 
1953, und die weiteren Raten in Höhe 
von 10 Millionen DM jeweils am 1. Juli 
der darauffolgenden Jahre. 

3. Die Bundesregierung wird die noch nicht 
gezahlten Raten vom 1. Juli 1952 ab mit 
3 °/o im Jahre verzinsen. Die Zinsen sind 
mit den fälligen Raten, erstmalig am 
1. Juli 1953 zu zahlen. 

4. Was die Zahlung des Gegenwertes der 70 
Millionen Reichsmark-Obligationen anbe- 
langt, so hätte deren Behandlung, insbe- 
sondere die Umstellung in D-Mark, iie 
Verzinsung, die Tilgung und der Trans- 
fer, so zu erfolgen, wie sie für die vor 
dem 1. September 1939 ausgegebenen 
Obligationen in deutscher Währung in 
der kommenden Schuldenregelung vorge- 
sehen wird. 

5. Die Raten und die Zinsen gemäß Ziffern 
2 und 3 werden auf ein zugunsten der 
Königlich Niederländischen Regierung bei 
einer deutschen Landeszentralbank oder 
Außenhandelsbank zu errichtendes Konto 
eingezahlt. Das Konto erhält die Bezeich- 
nung: „Aktien-Altbesitz-Sonderkonto c< . 

6. Die auf dem Konto gutgebrachten DM- 
Beträge können von der Königlich 
Niederländischen Regierung wie folgt ver- 
wendet werden: 

a) zu Lasten des Kontos können Ver- 
mögensanlagen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in den Westsektoren 
Berlins nach den gleichen Bestimmun- 
gen erworben werden, wie sie für 


originäre Sparguthaben gelten, die 
durch Veräußerung von Wertpapieren 
entstanden sind, welche dem Konto- 
inhaber bereits vor dem 1. September 
1939 gehört haben. 

b) Zu Lasten des Kontos können ferner 
DM-Beträge an eine von der König- 
lich Niederländischen Regierung im 
Einvernehmen mit der Bundesregie- 
rung bestimmte juristische Person 
deutschen Rechts zur weiteren Ver- 
wendung für die Finanzierung von 
Waren- und Dienstleistungsgeschäften 
und für mittel- und langfristige An- 
lagen, insbesondere zur Förderung des 
deutsch-niederländischen Wirtschafts- 
verkehrs, übertragen werden. 

7. Die auf dem Konto gutgebrachten DM- 
Beträge können von der Königlich 
Niederländischen Regierung wie folgt 
veräußert werden: 

a) an beliebige Personen mit der Wir- 
kung, daß die Erwerber die gleiche 
Rechtsstellung erlangen, wie sie im 
Rahmen der allgemeinen deutschen 
Devisenbestimmungen für die Erwer- 
ber von Ausländer-Guthaben vorge- 
sehen ist; 

b) an natürliche und juristische Personen 
mit gewöhnlichem Aufenthalt, Haupt- 
niederlassung oder Sitz in den Nieder- 
landen mit der Wirkung, daß in der 
Hand des ersten Erwerbers etwaige 
Transferberechtigungen — siehe Zif- 
fer 8 — erhalten bleiben. 

Es wird davon ausgegangen, daß auf Er- 
suchen einer der Parteien Beratungen dar- 
über stattfinden, ob und wie im Falle 
einer Veräußerung von Guthaben gemäß 
Buchstabe a) die Transfergenehmigung 
zugunsten der Kgl. Niederländischen 
Regierung erhalten werden kann, und 
darüber, ob und wie eine Ausdehnung 
der Möglichkeiten zur Veräußerung er- 
reicht werden kann. 

8. Die auf dem Konto eingezahlten DM-Be- 
träge, die noch ausstehenden Raten und 
die nach Ziffer 6 erworbenen Vermögens- 
anlagen sowie die Zinsen aus den DM- 
Guthaben und DM-Forderungen und die 
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Erträgnisse aus den genannten Ver- 
mögensanlagen werden hinsichtlich der 
Transferberechtigung so behandelt, als ob 
es sich um Aktien, die dem jetzigen Be- 
rechtigten bereits vor dem 1. September 
1939 gehört haben, und um deren Erträg- 
nisse handelte. Dies eilt auch für Berech- 
tigte nach Ziffer 7 Buchstabe b). Hier- 
durch werden günstigere Transfermög- 
lichkeiten auf Grund sonstiger Regelun- 
gen nicht beeinträchtigt. 

9. Im Falle einer Änderung des Wechsel- 
kurses zwischen der Deutschen Mark und 
dem Gulden gelten für die noch aus- 
stehenden Raten die Bestimmungen, die 
im Artikel VIII des deutsch-niederländi- 
schen Zahlungsabkommens vom 7. Sep- 
tember 1949 für den Gesamtsaldo auf den 
deutsch-niederländischen Verrechnungs- 
konten vorgesehen sind. 

10. Was den niederländischen Wunsch an- 
langt, es möchten die aus dem Aktien- 
Altbesitz-Sonderkonto finanzierten Ge- 
schäfte und Anlagen von der deutschen 
Kapitalertragsteuer befreit werden, so 
besteht Einigkeit darüber, daß die Rege- 
lung dieser Angelegenheit den künftigen 
Verhandlungen über den Abschluß eines 
deutsch-niederländischen Abkommens zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung über- 
lassen werden soll. Im Rahmen dieser 
Verhandlungen wird dann in Aussicht zu 
nehmen sein, daß inzwischen gezahlte 
Kapitalertragsteuerbeträge gegebenenfalls 
an den niederländischen Staat erstattet 
werden. 

11. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
die Königlich Niederländische Regierung 
in Zukunft keinen weiteren Anspruch auf 
Restitution deutscher Reichsmark-Wert- 
papiere geltend machen wird. 

Ich darf darauf hinweisen, daß die vor- 
stehende Regelung die Zustimmung der Alli- 
ierten Hohen Kommission für Deutschland 
gefunden hat. 

' Genehmigen Sie, Herr Außenminister, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

gez. Du Mont 


Übersetzung zu 
104-01 I Spr. 602/52 

Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 

Den Haag 

Direktion Europa 
Büro Deutschland 

Den Haag, den 19. Mai 1952 
Nr. 50226 

Seiner Exzellenz 
Herrn Dr. K. Du Mont 

Botschafter der Bundesrepublik Deutschland 
Den Haag 

Herr Botschafter, 

Ich beehre midi, Euerer Exzellenz den 
Empfang Ihrer Note heutigen Datums, ohne 
Nummer, zu bestätigen, in welcher Sie mir 
mitteilen, daß die Deutsche Bundesregierung 
sich mit den Ergebnissen der Besprediungen 
einverstanden erklären kann, welche Anfang 
Oktober 1951 in Den Haag, Ende November 

1951 in Unkel am Rhein und vom 16. Januar 

1952 ab neuerdings wieder in Den Haag 
stattgefunden haben über den Anspruch, 
weldien die Regierung des Königreichs der 
Niederlande auf Restitution deutscher auf 
Reichsmark lautender Wertpapiere erhebt, 
die während der deutschen Besetzung der 
Niederlande verschwunden und nach Deutsch- 
land verbracht worden sind. Diese Ergebnisse 
lauten wie folgt: 

1 . Die Bundesregierung zahlt an die König- 
lich Niederländische Regierung zur Ab- 
geltung des Anspruchs auf Restitution 
der während der deutschen Besetzung der 
Niederlande abhanden gekommenen und 
nach Deutschland verbrachten Reichs- 
mark-Wertpapiere einen Betrag von 
45 Millionen DM als Gegenwert für die 
Reichsmark-Aktien; die Bundesregierung 
erkennt ferner an, der Königlich Nieder- 
ländischen Regierung als Gegenwert für 
70 Millionen Reichsmark-Obligationen 
einen noch nicht feststehenden Betrag zu 
schulden. 

2. Der Betrag von 45 Millionen DM wird in 
vier Raten gezahlt werden, und zwar die 
erste Rate in Höhe von 10 Millionen DM 
am 1. Juli 1952, die zweite Rate in Höhe 
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von 15 Millionen DM am 1. Juli 1953, 
und die weiteren Raten in Höhe von je 
10 Millionen DM jeweils am 1. Juli der 
darauffolgenden Jahre. 

3. Die Bundesregierung wird die noch nicht 
gezahlten Raten vom 1. Juli 1952 ab mit 
3% im Jahre verzinsen. Die Zinsen sind 
mit den fälligen Raten, erstmalig am 1. Juli 
1953 zu zahlen, 

4. Was die Zahlung des Gegenwertes der 
70 Millionen Reichsmark-Obligationen an- 
belangt, so hätte deren Behandlung, insbe- 
sondere die Umstellung in D-Mark, die 
Verzinsung, die Tilgung und der Trans- 
fer, so zu erfolgen, wie sie für die vor 
dem 1. September 1939 ausgegebenen Ob- 
ligationen in deutscher Währung in der 
kommenden Schuldenregelung vorgesehen 
wird. 

5. Die Raten und die Zinsen gemäß Ziffern 2 
und 3 werden auf ein zugunsten der 
Königlich Niederländischen Regierung bei 
einer deutschen Landeszentralbank oder 
Außenhandelsbank zu errichtendes Konto 
eingezahlt. Das Konto erhält die Bezeich- 
nung: „Aktien-Altbesitz-Sonderkonto“. 

6. Die auf dem Konto gutgebrachten DM- 
Beträge können von der Königlich Nieder- 
ländischen Regierung wie folgt verwendet 
werden: 

a) zu Lasten des Kontos können Ver- 
mögensanlagen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in den Westsektoren 
Berlins nach den gleichen Bestimmun- 
gen erworben werden, wie sie für ori- 
ginäre Sperrguthaben gelten, die durch 
Veräußerung von Wertpapieren ent- 
standen sind, welche dem Konto-In- 
haber bereits vor dem 1. September 
1939 gehört haben. 

b) Zu Lasten des Kontos können ferner 
DM-Beträge an eine von der Königlich 
Niederländischen Regierung im Einver- 
nehmen mit der Bundesregierung be- 
stimmte juristische Person deutschen 
Rechts zur weiteren Verwendung für 
die Finanzierung von Waren- und 
Dienstleistungsgeschäften und für mit- 
tel- und langfristige Anlagen, insbe- 
sondere zur Förderung des niederlän- 
disch-deutschen Wirtschaftsverkehrs, 
übertragen werden. 


7. Die auf dem Konto gutgebrachten DM- 
Beträge können von der Königlich Nieder- 
ländischen Regierung wie folgt veräußert 
werden: 

a) an beliebige Personen mit der Wir- 
kung, daß die Erwerber die gleiche 
Rechtsstellung erlangen, wie sie im 
Rahmen der allgemeinen deutschen 
Devisenbestimmungen für die Erwerber 
von Ausländer-Guthaben vorgesehen 
ist; 

b) an natürliche und juristische Personen 
mit gewöhnlichem Aufenthalt, Haupt- 
niederlassung oder Sitz in den Nieder- 
landen mit der Wirkung, daß in der 
Hand des ersten Erwerbers etwaige 
Transferberechtigungen — siehe Zif- 
fer 8 — erhalten bleiben. 

Es bleibt Vorbehalten, auf Wunsch einer 
Seite zu erörtern, wie die Transferberech- 
tigung im Falle einer Veräußerung von 
Guthaben nach dem vorstehenden Buch- 
staben a) zugunsten der Königlich Nieder- 
ländischen Regierung erhalten bleiben und 
wie eine Erweiterung der Veräußerungs- 
möglichkeiten erfolgen kann. 

8. Die auf dem Konto eingezahlten DM-Be- 
träge, die noch ausstehenden Raten und die 
nach Ziffer 6 erworbenen Vermögensanla- 
gen sowie die Zinsen aus dem DM-Gut- 
haben und DM-Forderungcn und die Er- 
trägnisse aus den genannten Vermögens- 
anlagen werden hinsichtlich der Transfer- 
berechtigung so behandelt, als ob es sich 
um Aktien, die dem jetzigen Berechtigten 
bereits vor dem 1. September 1939 gehört 
haben, und um deren Erträgnisse handelte. 
Dies gilt auch für Berechtigte nach 
Ziffer 7 Buchstabe b). Hierdurch werden 
günstigere Transfermöglichkeiten auf 
Grund sonstiger Regelungen nicht beein- 
trächtigt. 

9. Im Falle einer Änderung des Wechselkur- 
ses zwischen der Deutschen Mark und dem 
Gulden gelten für die noch ausstehenden 
Raten die Bestimmungen, die im Arti- 
kel VIII des niederländisch-deutschen Zah- 
lungsabkommens vom 7. September 1949 
für den Gesamtsaldo auf den niederlän- 
disch-deutschen Verrechnungskonten vor- 
gesehen sind. 

10. Was den niederländischen Wunsch anlangt, 
es möchten die aus dem Aktien-Altbesitz- 



Sonderkonto finanzierten Geschäfte und 
Anlagen von der deutschen Kapitalertrag- 
steuer befreit werden, so besteht Einig- 
keit darüber, daß die Regelung dieser An- 
gelegenheit den künftigen Verhandlungen 
über den Abschluß eines niederländisch- 
deutschen Abkommens zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung überlassen werden 
soll. Im Rahmen dieser Verhandlungen 
wird dann in Aussicht zu nehmen sein, 
daß inzwischen gezahlte Kapitalertrag- 
steuerbeträge gegebenenfalls an den nie- 
derländischen Staat erstattet werden. 

11. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
die Niederländische Regierung in Zu- 
kunft keinen weiteren Anspruch auf Re- 
stitution deutscher Reichsmark-Wert- 
papiere geltend machen wird. 

Ich habe davon Kenntnis genommen, daß die 
vorstehende Regelung die Zustimmung der 
Alliierten Hohen Kommission für Deutsch- 
land gefunden hat. 

Ich beehre mich, Euerer Exzellenz mitzu- 
teilen, daß die Regierung des Königreiches der 
Niederlande bereit ist, die obigen Bestimmun- 
gen anzunehmen, und daß sie die Note Euerer 
Exzellenz und die vorliegende Erwiderung 
als Abkommen zwischen dem Königreich der 
Niederlande und der Bundesrepublik Deutsch- 
land betrachten wird, das heute in Kraft tritt. 

Schlußformel. 

gez. W. DREES 
für den Minister für 
Auswärtige Angelegenheiten 


Botschaft 

der 

Bundesrepublik Deutschland 

Den Haag, den 13. Juni 1952 

Sr. Exzellenz 
Herrn Dr. Stikker 
Außenminister der 

Königlich Niederländischen Regierung 
Den Haag 

Herr Außenminister, 

Ich beehre mich, Ew. Exzellenz im Namen 
der Deutschen Bundesregierung folgendes 
mitzuteilen: 


Die Deutsche Bundesregierung hat an die 
Königlich Niederländische Regierung die 
Bitte, gerichtet, die in den Niederlanden als 
deutsches Auslandsvermögen behandelten 
deutschen Reichsmark- Wertpapiere freizu- 
geben. 

Diese Bitte ist im Zusammenhang mit den 
Verhandlungen erörtert worden, die Anfang 
Oktober 1951 im Haag, Ende November 

1951 in Unkel a. Rh. und seit dem 16. Januar 

1952 erneut im Haag über die Regelung der 
niederländischen Restitutionsansprüche statt- 
gefunden haben. 

Nachdem über die niederländischen Resti- 
tutionsansprüche eine Einigung erzielt wor- 
den ist, beehre ich mich, Ihnen das Ergebnis 
der Verhandlungen über die Freigabe deut- 
scher Reichsmark- Wertpapiere wie folgt zu 
bestätigen: 

1. Die Königlich Niederländische Regierung 
verzichtet auf ihre sich aus der niederlän- 
dischen Gesetzgebung ergebenden Rechte 
hinsichtlich der in den Niederlanden be- 
findlichen deutschen Reichsmark- Wert- 
papiere deutscher Eigentümer. Die Frei- 
gabe dieser Wertpapiere wird auf An- 
suchen der deutschen Berechtigten und 
nach Zahlung der entstandenen Spesen er- 
folgen. Verwaltungsgebühren werden von 
dem Nederlandse Beheerinstituut nicht er- 
hoben. 

2. Die Königlich Niederländische Regierung 
erklärt, daß Anmeldungen solcher Wert- 
papiere zur deutschen Wertpaoierbereini- 
<>ung zugunsten niederländischer Stellen 
nicht weiter verfolgt werden sollen und 
daß sie mit dem Eintritt der deutschen Be- 
rechtigten in das Wertnanierbereinigungs- 

* verfahren einverstanden ist. Die Königlich 
Niederländische Regierung hat zur Kennt- 
nis genommen und ist damit einverstan- 
den, daß diese Erklärung durch die zustän- 
digen deutschen Stellen den Gerichten und 
Prüfstellen in der Bundesrepublik bekannt- 
gegeben wird. 

3. Die Königlich Niederländische Regierung 
wird die depothaltenden Banken ermächti- 
gen, die Interessen der deutschen Berech- 
tigten nach Maßgabe der Depotverträge 
wahrzunehmen, und wird die zuständigen 
deutschen Stellen bei der Unterrichtung 
der deutschen Berechtigten unterstützen. 
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Genehmigen Sie, Herr Außenminister, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

gez. Du Mont 


Übersetzung 
104—01 Spr. 602/52 

Außenministerium Den Haag 

Den Haag, den 20. Juni 1952 
Nr. 61 299 

Seiner Exzellenz 
Herrn Dr. K. Du Mont 
Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland 
Den Haag 

Herr Botschafter, 

Ich beehre mich, Euerer Exzellenz den 
Empfang Ihres Schreibens vom 13. Juni 1952, 
Nr. 244 — 00/1272, zu bestätigen, in welchem 
Sie mir folgendes mitteilen: 

„Die Deutsche Bundesregierung hat an die 
Königlich Niederländische Regierung die 
Bitte gerichtet, die in den Niederlanden 
als deutsches Auslandsvermögen behan- 
delten deutschen Reichsmark- Wertpapiere 
freizugeben. 

Diese Bitte ist im Zusammenhang mit 
den Verhandlungen erörtert worden, die 
Anfang Oktober 1951 im Haag, Ende 
November 1951 in Unkel a. Rh. und 
seit dem 16. Januar 1952 erneut im 
Haag über die Regelung der niederländi- 
schen Restitutionsansprüche stattgefun- 
den haben. 

Nachdem über die niederländischen Resti- 
tutionsansprüche heute eine Einigung er- 
zielt worden ist, beehre ich mich, Ihnen 
das Ergebnis der Verhandlungen über die 
Freigabe deutscher Reichsmark- Wertpa- 
piere wie folgt zu bestätigen; 


1. Die Königlich Niederländische Regie- 

rung verzichtet auf ihre sich aus der 
niederländischen Gesetzgebung ergeben- 
den Rechte hinsichtlich der in den Nie- 
derlanden befindlichen deutschen 

Reichsmark-Wertpapiere deutscher 

Eigentümer. Die Freigabe dieser Wert- 
papiere wird auf Ansuchen der deut- 
schen Berechtigten und nach Zahlung 
der entstandenen Spesen erfolgen. Ver- 
waltungsgebühren werden von dem Ne- 
derlandse Beheerinstituut nicht erhoben. 

2. Die Königlich Niederländische Regie- 
rung erklärt, daß Anmeldungen soldier 
Wertpapiere zur deutschen Wertpapier- 
bereinigung zu Gunsten niederländi- 
scher Stellen nicht weiter verfolgt wer- 
den sollen und daß sie mit dem Eintritt 
der deutschen Berechtigten in das 
Wertpapierbereinigungsverfahren ein- 
verstanden ist. Die Königlich Nieder- 
ländische Regierung hat zur Kenntnis 
genommen und ist damit einverstan- 
den, daß diese Erklärung durch die zu- 
ständigen deutschen Stellen den Gerich- 
ten und Prüfstellen in der Bundesrepu- 
blik bekanntgegeben wird. 

3. Die Königlich Niederländische Regie- 
rung wird die depothaltenden Banken 
ermächtigen, die Interessen der deut- 
schen Berechtigten nach Maßgabe der 
Depotverträge wahrzunehmen, und 
wird die zuständigen deutschen Stellen 
bei der Unterrichtung der deutschen 
Berechtigten unterstützen.“ 

Idi beehre mich, Euerer Exzellenz mitzu- 
teilen, daß die Regierung des Königsreichs 
der Niederlande bereit ist, die obigen Bestim- 
mungen anzunehmen, und daß sie die Note 
Euerer Exzellenz und die vorliegende Erwide- 
rung hierauf als Abkommen zwischen dem 
Königreich der Niederlande und der Bundes- 
republik Deutschland betrachten wird, das 
heute in Kraft tritt. 

Schlußformel. gez. STIKKER 
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Begründung 


Im Frühjahr 1950 meldete die niederländische 
Regierung bei der Alliierten Hohen Kom- 
mission einen Anspruch auf Restitution 
von angeblich während der Besetzungszeit 
aus den Niederlanden nach Deutschland über- 
führten Reichsmark- Wertpapieren im Nomi- 
nalbeträge von ungefähr 450 Mio Reichsmark 
an. Die Alliierte Hohe Kommission erteilte 
der Bundesregierung im Sommer 1951 die 
Ermächtigung zu direkten deutsch-niederlän- 
dischen Verhandlungen, die auch das deutsche 
Begehren auf Freigabe der in den Niederlan- 
den als Auslandsvermögen beschlagnahmten 
Reichsmark- Wertpapiere zum Gegenstand 
hatten. Diese Verhandlungen wurden im Ok- 
tober 1951 im Haag begonnen, Ende No- 
vember 1951 in Unkel/Rhein fortgesetzt und 
vom 16. bis 19. Januar 1952 im Haag zu 
Ende geführt. Das Ergebnis der Verhandlun- 
gen im Haag ist in einem Protokoll vom 19. 
Januar 1952 niedergelegt worden. Dem Pro- 
tokoll sind 2 Briefwechsel zwischen den Vor- 
sitzenden der beiderseitigen Delegationen bei- 
gefügt. Einem Wunsche der Alliierten Hohen 
Kommission entsprechend wurde eine unbe- 
deutende Änderung in dem Briefwechsel vom 
19. Januar 1952 erforderlich, die in dem bei- 
gefügten Notenwechsel zwischen der Bot- 
schaft der Bundesreoublik Deutschland und 
dem Niederländischen Außenministerium 
vom 19. Mai 1952, durch den die Vereinba- 
rung abgeschlossen wurde, berücksichtigt wor- 
den ist. 

Es ist in den Verhandlungen gelungen, den 
niederländischen Anspruch auf Naturalresti- 
tution von Wertpapieren im Gesamtnomi- 
nalwert von 450 Mio Reichsmark herabzu- 
drücken und schließlich mit der Zusage einer 
Barzahlung von 45 Mio DM und mit einer 
Anerkennung des DM-Gegenwertes von 70 
Mio Reichsmark Obligationen, die auf der 
Londoner Schuldenkonferenz wahrscheinlich 
mit 7 Mio DM bewertet werden, abzuweh- 
ren. Es ist dabei durchzesetzt worden, daß 
für den deutscherseits zu zahlenden Gesamt- 
betrag kein Kapitaltransfer stattfindet. Der 
gesamte Restitutionsbetra^ bleibt vielmehr 
auf einem DM-Konto in der Bundesrepublik 
stehen und wird von der Niederländischen 
Regierung in deutschen Unternehmungen 
investiert. Die günstige Wirkung dieser Re- 
gelung liegt aber hauptsächlich auf politi- 
schem Gebiet. Durch Bereinigung der Resti- 


tutionsprobleme sind unsere Beziehungen zu 
den Niederlanden günstig beeinflußt worden. 
Durch den Abschluß der Vereinbarung wurde 
erreicht, daß die Restitutionsklausel für 
Wertpapiere aus dem Überleitungsabkom- 
men zum Deutschland-Vertrag gestrichen 
wurde, so daß damit gerechnet werden 
konnte, daß andere Staaten die Bundesrepu- 
blik nicht mehr auf die Restitution von 
Wertpapieren in Anspruch nehmen konnten. 
Indessen ist in dem Vertrag zur Regelung 
aus Krieg und Besatzung entstandener Fra- 
gen in Teil V Artikel 3 eine Bestimmung 
aufgenommen worden, nach welcher viel- 
leicht individuelle Restitutionsansprüche auf 
Wertpapiere vor deutschen Gerichten gel- 
tend gemacht werden können. Eine solche 
Möglichkeit konnte bei Abschluß der Ver- 
einbarungen nicht ins Auge gefaßt werden, 
da nach völkerrechtlichen Grundsätzen äußere 
Restitutionen nur zwischen den Staaten zu 
regeln sind und Individualansprüche in dieser 
Beziehung nicht erhoben werden können. 

In Verhandlungen mit dem Beauftragten der 
Kgl. Niederländischen Regierung wurde je- 
doch Übereinstimmung darüber erzielt, daß 
für den Fall, daß individuelle Ansprüche auf 
Restitution von Wertpapieren noch gestellt 
werden sollten, was indessen nach Auffassung 
der beiderseitigen Regierungen nicht zu er- 
warten steht, sich die beiden Regierungen 
darüber ins Benehmen setzen werden, um 
sich darüber zu verständigen, ob ein solcher 
Einzelfall durch die Vereinbarung gedeckt 
ist und welche Folgerungen daraus zu ziehen 
sind. Im einzelnen ist das Ergebnis dieser 
Verhandlungen in dem abschriftlich wieder- 
gegebenen Schriftwechsel zwischen dem Vor- 
sitzenden der deutschen und dem Vorsitzen- 
den der niederländischen Delegation vom 
7./ 10. Juli 1952 niedergelegt. Dem Verlangen 
des Bundestags-Ausschusses für das Besat- 
zungsstatut und Auswärtige Angelegenheiten, 
der sich in seiner Sitzung vom 11, Juli 1952 
bereits mit dem Abkommen befaßt und ge- 
fordert hatte, es solle von niederländischer 
Seite zugesagt werden, daß individuelle 
Restitutionsansprüche gemäß Artikel 3 Teil 5 
des Überleitungsabkommens künftig ausge- 
schlossen würden, entspricht die seitens der 
Niederländischen Regierung gegebene Zusage 
nicht in vollem Umfang. Die Niederländer 
sind der Ansicht, Artikel 3 a. a. O. begründe 
keine individuellen Restitutionsansprüche in 
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bezug auf Wertpapiere. Sie halten es im übri- 
gen praktisch für ausgeschlossen, daß von 
Seiten Geschädigter Restitutionsansprüche er- 
hoben werden könnten mit der Begründung, 
ihre Ansprüche seien durch das Abkommen 
nicht abgegolten. Sie lehnen es deshalb ab, 
durch ein Gesetz — ein solches wäre nach 
niederländischem Verfassungsrecht erforder- 
lich — eine Verpflichtung zu einer Schadlos- 
haltung für einen Fall zu übernehmen, dessen 
Eintritt praktisch so gut wie ausgeschlossen 
erscheine. 

Die Niederländische Regierung hat sich, wie 
der Schriftwechsel ergibt, bereit erklärt, über 
eine Schadloshaltung mit der Bundesregie- 
rung zu verhandeln, wenn wider Erwarten 
einem Individualrestitutionsanspruch von 
Wertpapieren stattgegeben werden sollte. 
Damit wird man sich zufrieden geben kön- 
nen, denn abgesehen von der schon zweifel- 
haften Frage, ob nach Artikel 3 a. a. O. Re- 
stitutionsansprüche auf Wertpapiere über- 
haupt möglich sind, ist eine Durchsetzung 
derartiger Ansprüche kaum denkbar, weil sie 
jedenfalls an folgende Voraussetzungen ge- 
knüpft wäre: 

a) Das Wertpapier müßte während der Be- 
setzung der Niederlande durch Diebstahl 
oder Zwang von den Streitkräften oder 
Behörden Deutschlands oder seiner Ver- 
bündeten oder von deren einzelnen Mit- 
gliedern entzogen worden sein. 

b) Der Geschädigte müßte den jetzigen Be- 
sitzer des Wertpapiers kennen. 


Abschrift 

PROTOKOLL 

Eine Delegation der Deutschen Bundesre- 
gierung und eine Delegation der Königlich 
Niederländischen Regierung — Teilnehmer- 
liste anliegend — haben vom 16. bis 19. Ja- 
nuar 1952 in Den Haag die Anfang Oktober 
1951 in Den Haag und Ende November 1951 
in Unkel a. Rh. geführten Verhandlungen 
über Fragen der Restitution und der Freigabe 
von deutschen Reichsmark-W ertpapieren 
fortgesetzt und heute beendigt. Das Ergebnis 
der Verhandlungen ist in zwei Briefwechseln 
enthalten, die abschriftlich in der Anlage bei- 
gefügt sind. 


c) Der Schadensfall dürfte der Niederländi- 
schen Regierung bisher noch nicht be- 
kannt geworden sein. 

Es liegt auf der Hand, daß diese drei Vor- 
aussetzungen kaum jemals gegeben sein wer- 
den. Sollte das trotzdem der Fall sein und 
einem Restitutionsanspruch auf Wertpapiere 
stattgegeben werden, dann dürfte sich durch 
Verhandlungen, zu denen sich die Niederlän- 
dische Regierung im anliegenden Schriftwech- 
sel bereit erklärt hat, unschwer ein Weg zu 
einer befriedigenden Lösung finden lassen. 

Unter diesen Umständen sollte auf einer wei- 
tereehenden Zusage von seiten der Nieder- 
lande, die nur in Form eines niederländischen 
Gesetzes möglich wäre, nicht bestanden wer- 
den. 

Es ist auch die Frage geprüft worden, ob 
sich nicht Mittel und Wege finden lassen, 
um die gegenwärtigen Besitzer der von den 
Niederlanden bezeichneten Wertpapiere zu 
den Aufwendungen der Bundesregierung 
heranzuziehen. Das würde aber nur in der 
Weise geschehen können, daß eine Nachfor- 
schungsaktion über die deutschen Banken 
und Börsen eingeleitet wird. Die Folge eines 
solchen Verfahrens würde sein, daß der Wert- 
papierhandel an den deutschen Effektenbör- 
sen empfindlich gestört würde, eine Wirkung, 
die gerade durch das Eintreten der Bundes- 
regierung für die Wertpapierbesitzer vermie- 
den werden sollte. 


Die beiden Delegationen haben im übrigen 

noch die folgenden Angelegenheiten erörtert: 

1. Soweit in den von deutscher Seite zugesag- 
ten Beträgen für Aktien und Obligationen 
ein Gegenwert für solche Reichsmark- 
Wertpapiere enthalten ist, welche nach nie- 
derländischer Auffassung unter „indirektem 
Zwang" (Niederlegung der Devisengrenze 
zwischen Deutschland und den Niederlan- 
den am 1. April 1941) aus den Niederlan- 
den entfernt wurden, erklärt die deutsche 
Delegation, die Bundesregierung halte nach 
wie vor an ihrem Rechtsstandpunkt fest, 
daß sie zu einer Restitution dieser Reichs- 
mark-Wertpapiere nicht verpflichtet ge- 
wesen sei. Die Bundesregierung habe sich 
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zur Zahlung eines Gegenwertes für diese 
Reichsmark- Wertpapiere nur deshalb be- 
reiterklärt, um die gesamte Angelegenheit 
im Wege des Vergleiches aus der Welt zu 
schaffen. 

Die niederländische Delegation vertritt 
nach wie vor demgegenüber die Auffas- 
sung, daß der Erwerb eines Wertpapieres 
auch ohne Anwendung eines individuellen 
Zwanges als unter Zwang anzusehen sei, 
wenn ohne unter Umständen als unrecht- 
mäßig nachweisbare Maßnahmen der Be- 
satzungsmacht die Entziehung des Wertpa- 
pieres aus den Niederlanden unmöglich ge- 
wesen wäre und besonders wenn nach Nie- 
derlegung der Devisengrenze zwischen 
Deutschland und den Niederlanden (1. 
April 1941) Personen, die nicht in den 
Niederlanden ansässig waren, mittels 
Reichsmarkzahlungen das Wertpapier er- 
worben haben. 

Wenn sich die Bundesregierung damit ein- 
verstanden erklärt hat, daß die Geschäfte 
zum Erwerb von Reichsmark-Wertpapie- 
ren, die während der deutschen Besetzung 
der Niederlande durch deutsche Aufkäufer 
erworben wurden, bei der Berechnung der 
niederländischen Ansprüche in die Katego- 
rie des „direkten Zwanges“ einbezogen 
würden, so soll das nicht bedeuten, daß 
die Bundesregierung damit auch anerkenne, 
diese Geschäfte seien nicht in Ordnung 
gewesen. 


deutscher Reichsmark-Wertpapiere, Bezug 
genommen. 


Den Haag, den 19. Januar 1952 


Der Vorsitzende der deutschen Delegation: 
gez. Wolff 


Der Vorsitzende der niederländischen 
Delegation: 

gez. Dr. A. Rinnooy Kan 


Deutsche Delegation 
Herr B. Wolff, Vorsitzender 


Herr F. Fechner 
Dr. H. U. Granow 

Frl. Dr. H. Wallroth 
Dr. F. Stedtfeld 
Dr. H. Brückner 

Dr. H. Joerges 
Herr O. Böhmer 

Dr. H. Lietz 
Dr. R. Malss 


Bundesfinanz- 

ministerium 

Bundeswirtschafts- 
ministerium 
Auswärtiges Amt 

Bank deutscher 
Länder 

Deutsches General- 
konsulat, Amsterdam 

Leiter der Deutschen 
Beratungsstelle für 
Wertpapierbereini- 
gung in Amsterdam 


2. Auf Anfrage der niederländischen Delega- 
tion mit Bezug auf die steuerliche Behand- 
lung der für den niederländischen Staat er- 
richteten Guthaben in der Bundesrepublik 
erklärt die deutsche Delegation nach Ein- 
holung einer Auskunft des Bundesfinanz- 
ministeriums: 

a) Barguthaben fremder Staaten in der 
Bundesrepublik sind nach deutschem 
Steuerrecht von allen Steuern befreit; 
das gilt auch für die Lastenausgleichs- 
abgaben; 


Niederländische Delegation 
Dr. A. Rinnooy Kan, Vorsitzender 


Dr. S. Boomstra 
Dr. J. C.W. M. 
Huysmans 
Dr. P. C. Witte 
Dr. A. IJ. A. Looijen 

Prof. Dr. 

M. H. Bregstein 

Dr. H. T. Schaapveld 


Finanzministerium 

Berater des 
Finanzministers 

Auswärtiges Amt 


b) Anlagen, die aus Mitteln des Aktien- 
Altbesitz-Sonderkontos finanziert wer- 
den, unterliegen nicht den Lastenaus- 
gleichsabgaben. 

Im übrigen wird auf Ziffer 10 des Briefes 
des deutschen Delegationsvorsitzenden vom 
19. Januar 1952, betreffend die Restitution 


Dr. H. F. C. Harden- 
berg 

D. A. J. Holthuizen 
Herr J. A. Deknatel 


Niederländische 
Botschaft, Bonn 

Niederländische Bank 

Vorsitzender der nie- 
derländischen Delega- 
tion zur Londoner 
Schuldenkonferenz 
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Abschrift des Briefes des deutschen Delega- 
tionsvorsitzenden an den niederländischen 
Delegationsvorsitzenden betreffend Restitu- 
tion deutscher Reichsmark-Wertpapiere 

Der Vorsitzende der 
deutschen Delegation 

Den Haag, den 19. Januar 1952 

An den 

Vorsitzenden der niederländischen 
Delegation, 

Herrn Dr. A. Rinnooy Kan, 

Directeur im niederländischen 
Finanzministerium, 

Herr Vorsitzender! 

Ich beehre mich, Ihnen im Namen der 
Deutschen Bundesregierung folgendes mitzu- 
teilen: 

Die Königlich Niederländische Regierung 
hat einen Anspruch auf Restitution von 
deutschen, auf Reichsmark lautenden Wert- 
papieren mit der Begründung erhoben, daß 
diese Wertoapiere während der deutschen 
Besetzung der Niederlande abhanden gekom- 
men und nach Deutschland verbracht worden 
seien. 

Über diesen Anspruch haben Anfang Ok- 
tober 1951 im Haag, Ende November 1951 
in Unkel/Rhein und seit dem 16. Januar 
1952 erneut im Haag Verhandlungen zwi- 
schen einer deutschen und einer niederländi- 
schen Delegation stattgefunden. Nachdem 
diese Verhandlungen heute zu einem Ab- 
schluß geführt haben, beehre ich mich, Ihnen 
das Ergebnis wie folgt zu bestätigen: 

1. Die Bundesregierung zahlt an die König- 
lich Niederländische Regierung zur Ab- 
geltung des Anspruches auf Restitution 
der während der deutschen Besetzung der 
Niederlande abhanden gekommenen und 
nach Deutschland verbrachten Reichs- 
mark-Wertpapiere einen Betrag von 45 
Millionen DM als Gegenwert für die 
Reichsmark-Aktien, die Bundesregierung 
erkennt ferner an, der Königlich Nieder- 
ländischen Regierung als Gegenwert für 
70 Millionen Reichsmark-Obligationen 
einen noch nicht feststehenden Betrag zu 
schulden. 

2. Der Betrag von 45 Millionen DM wird 
in vier Raten gezahlt werden, und zwar 


die erste Rate in Höhe von 10 Millionen 
DM am 1. Tuli 1952, die zweite Rate in 
Höhe von 15 Millionen DM am 1. Juli 
1953, und die weiteren Raten in Höhe 
von je 10 Millionen DM jeweils am 
1. Juli der darauffolgenden Jahre. 

3. Die Bundesregierung wird die noch nicht 
gezahlten Raten vom 1. Juli 1952 ab mit 
3 % im Jahre verzinsen. Die Zinsen sind 
mit den fälligen Raten, erstmalig am 
1. Juli 1953 zu zahlen. 

4. Was die Zahlung des Gegenwertes der 
70 Millionen Reichsmark-Obligationen 
anbelangt, so hätte deren Behandlung, 
insbesondere die Umstellung in D-Mark, 
die Verzinsung, die' Tilgung und der 
Transfer, so zu erfolgen, wie sie für die 
vor dem 1. September 1939 ausgegebenen 
Obligationen in deutscher Währung in 
der kommenden Schuldenregelung vorge- 
sehen wird. 

5. Die Raten und die Zinsen gemäß Ziffer 2 
und 3 werden auf ein zugunsten der 
Königlich Niederländischen Regierung 
bei einer deutschen Landeszentralbank 
oder Außenhandelsbank zu errichtendes 
Konto eingezahlt. Das Konto erhält die 
Bezeichnung: „Aktien- Altbesitz-Sonder- 
konto“. 

6. Die auf dem Konto gutgebrachten DM- 
Beträge können von der Königlich Nie- 
derländischen Regierung wie folgt ver- 
wendet werden: 

a) Zu Lasten des Kontos können Vermö- 
gensanlagen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in den Westsektoren 
Berlins nach den gleichen Bestimmun- 
gen erworben werden, wie sie für ori- 
ginäre Sperrguthaben gelten, die durch 
Veräußerung von Wertpapieren ent- 
standen sind, welche dem Konto-In- 
haber bereits vor dem 1. September 
1939 gehört haben. 

b) Zu Lasten des Kontos können ferner 
DM-Beträge an eine von der König- 
lich Niederländischen Regierung im 
Einvernehmen mit der Bundesregie- 
rung bestimmte juristische Person 
deutschen Rechts zur weiteren Ver- 
wendung für die Finanzierung von 
Waren- und Dienstleistungsgcschäften 
und für mittel- und langfristige Anla- 
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gen, insbesondere zur Förderung des 
deutsch-niederländischen Wirtschafts- 
verkehrs, übertragen werden. 

7. Die auf dem Konto gutgebrachten DM- 
Beträge können von der Königlich Nie- 
derländischen Regierung wie folgt ver- 
äußert werden: 

a) an beliebige Personen mit der Wir- 
kung, daß die Erwerber die gleiche 
Rechtsstellung erlangen, wie sie im 
Rahmen der allgemeinen deutschen 
Devisenbestimmungen für die Erwer- 
ber von Ausländer-Guthaben vorge- 
sehen ist, 

b) an natürliche und juristische Personen 
mit gewöhnlichem Aufenthalt, Haupt- 
niederlassung oder Sitz in den Nieder- 
landen mit der Wirkung, daß in der 
Hand des ersten Erwerbers etwaige 
Transferberechtigungen — siehe Ziff. 8 
— erhalten bleiben. 

Es bleibt Vorbehalten, auf Wunsch einer 
Seite zu erörtern, wie die Transferberech- 
tigung im Falle einer Veräußerung von 
Guthaben nach dem vorstehenden Buch- 
staben a) zugunsten der Königlich Nie- 
derländischen Regierung erhalten bleiben 
und wie eine Erweiterung der Veräuße- 
rungsmöglichkeiten erfolgen kann. 

8. Die auf dem Konto eingezahlten DM- 
Beträge, die noch ausstehenden Raten und 
die nach Ziff. 6 erworbenen Vermögens- 
anlagen sowie die Zinsen aus den DM- 
Guthaben und DM-Forderungen und die 
Erträgnisse aus den genannten Vermö- 
gensanlagen werden hinsichtlich der 
Transferberechtigung so behandelt, als ob 
es sich um Aktien, die dem jetzigen Be- 
rechtigten bereits vor dem 1. September 
1939 gehört haben, und um deren Er- 
trägnisse handelte. Dies gilt auch für Be- 
rechtigte nach Ziff. 7 Buchstabe b). Hier- 
durch werden günstigere Transfermög- 
lichkeiten auf Grund sonstiger Regelun- 
gen nicht beeinträchtigt. 

9. Im Falle einer Änderung des Wechselkur- 
ses zwischen der Deutschen Mark und 
dem Gulden gelten für die noch ausste- 
henden Raten die Bestimmungen, die im 
Artikel VIII des deutsch-niederländischen 
Zahlungsabkommens vom 7. September 
1949 für den Gesamtsaldo auf den 
deutsch-niederländischen Verrechnungs- 
konten vorgesehen sind. 


10. Was den niederländischen Wunsch an- 
langt, es möchten die aus dem Aktien- 
Altbesitz-Sonderkonto finanzierten Ge- 
schäfte und Anlagen von der deutschen 
Kapitalertragsteuer befreit werden, so be- 
steht Einigkeit darüber, daß die Regelung 
dieser Angelegenheit den künftigen Ver- 
handlungen über den Abschluß eines 
deutsch-niederländischen Abkommens zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung über- 
lassen werden soll. Im Rahmen dieser 
Verhandlungen wird dann in Aussicht zu 
nehmen sein, daß inzwischen gezahlte Ka- 
pitalertragsteuerbeträge gegebenenfalls an 
den niederländischen Staat erstattet wer- 
den. 

11. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
die Königlich Niederländische Regierung 
in Zukunft keinen weiteren Anspruch 
auf Restitution deutscher Reichsmark- 
Wertpapiere geltend machen wird. 

Ich darf darauf hinweisen, daß die vorste- 
hende Regelung der Zustimmung der Alliier- 
ten Hohen Kommission für Deutschland be- 
darf. Die Bundesregierung wird deshalb da- 
für SorP'e tragen, daß diese Zustimmung als- 
bald eingeholt wird. Ich schlage vor, daß die 
Reeelung nach Vorliegen der Zustimmung 
im Wege eines Notenwechsels im Haag bestä- 
tigt und damit zur endgültigen Vereinbarung 
zwischen der Bundesregierung und der Kö- 
niglich Niederländischen Regierung erhoben 
wird. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hodiach- 


Abschrift der Antwort des niederländischen 
Delegationsvorsitzenden an den deutschen 
Delegationsvorsitzenden betreffend Restitu- 
tion deutscher Reichsmark-Wertpapiere 

Der Vorsitzende der 
niederländischen Delegation 

Den Haag, den 19. Januar 1932 

An den 

Vorsitzenden der deutschen Delegation 
Herrn B. Wolff 
Ministerialdirektor 
im Bundesministerium der Finanzen 

Herr Vorsitzender! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei- 
bens vom 19. Januar 1952 betreffend die 
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Restitution von deutschen auf Reichsmark 
lautenden Wertpapieren zu bestätigen. 

In Ihrem Schreiben haben Sie mir im Na- 
men der Deutschen Bundesregierung folgen- 
des mitgeteilt: 

„Die Königlich Niederländische Regie- 
rung hat einen Anspruch auf Restitution 
von deutschen, auf Reichsmark lau- 
tenden Wertpapieren mit der Begrün- 
dung erhoben, daß diese Wertpapiere 
während der deutschen Besetzung der 
Niederlande abhanden gekommen und 
nach Deutschland verbracht worden seien. 

Uber diesen Anspruch haben Anfang 
Oktober 1951 im Haag, Ende November 
1951 in Unkel a. Rh. und seit dem 16. Ja- 
nuar 1952 erneut im Haag Verhandlun- 
gen zwischen einer deutschen und einer 
niederländischen Delegation stattgefun- 
den. Nachdem diese Verhandlungen 
heute zu einem Abschluß geführt haben, 
beehre ich mich, Ihnen das Ergebnis wie 
folgt zu bestätigen: 

1. Die Bundesregierung zahlt an die Kö- 
niglich Niederländische Regierung zur 
Abgeltung des Anspruches auf Resti- 
tution der während der deutschen 
Besetzung der Niederlande abhanden 
gekommenen und nach Deutschland 
verbrachten Reichsmark-Wertpapiere 
einen Betrag von 45 Millionen DM 
als Gegenwert für die Reichsmark- Ak- 
tien; die Bundesregierung erkennt fer- 
ner an, der Königlich Niederländischen 
Regierung als Gegenwert für 70 Mil- 
lionen Reichsmark-Obligationen einen 
noch nicht feststehenden Betrag zu 
schulden. 

2. Der Betrag von 45 Millionen DM 
wird in vier Raten gezahlt werden, 
und zwar die erste Rate in Höhe von 
10 Millionen DM am 1. Juli 1952, die 
zweite Rate in Höhe von 15 Millionen 
DM am 1. Tuli 1953 und die weiteren 
Raten in Höhe von je 10 Millionen 
DM jeweils am 1. Juli der darauf- 
folgenden Jahre. 

3. Die Bundesregierung wird die noch 
nicht gezahlten Raten vom 1. Tuli 1952 
ab mit 3 °/o im Jahre verzinsen. Die 
Zinsen sind mit den fälligen Raten, 
erstmalig am 1. Juli 1953 zu zahlen. 


4. Was die Zahlung des Gegenwertes der 
70 Millionen Reichsmark-Obligatio- 
nen anbelangt, so hätte deren Behand- 
lung, insbesondere die Umstellung in 
DM, die Verzinsung, die Tilgung und 
der Transfer so zu erfolgen, wie sie 
für die vor dem 1. September 1939 
ausgegebenen Obligationen in deut- 
scher Wärung in der kommenden 
Schuldenregelung vorgesehen wird. 

5. Die Raten und die Zinsen gemäß Zif- 
fer 2 und 3 werden auf ein zugunsten 
der Königlich Niederländischen Re- 
gierung bei einer deutschen Landes- 
zentralbank oder Außenhandelsbank 
zu errichtendes Konto eingezahlt. Das 
Konto erhält die Bezeichnung: „Ak- 
tien- Altbesitz-Sonderkonto“. 

6. Die auf dem Konto gutgebrachten 
DM-Beträge können von der König- 
lich Niederländischen Regierung wie 
folgt verwendet werden: 

a) Zu Lasten des Kontos können Ver- 
mögensanlagen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland und in den West- 
sektoren Berlins nach den gleichen 
Bestimmungen erworben werden, 
wie sie für originäre Sperrgut- 
haben gelten, die durch Veräuße- 
rung von Wertpapieren entstan- 
den sind, welche dem Konto-Inha- 
ber bereits vor dem 1. September 
1939 gehört haben. 

b) Zu Lasten des Kontos können fer- 
ner DM-Beträge an eine von der 
Königlich Niederländischen Regie- 
rung im Einvernehmen mit der 
Bundesregierung bestimmte juristi- 
sche Person deutschen Rechts zur 
weiteren Verwendung für die Fi- 
nanzierung von Waren- und 
Dienstleistungsgeschäften und für 
mittel- und langfristige Anlagen, 
insbesondere zur Förderung des 
deutsch-niederländischen Wirt- 
schaftsverkehrs, übertragen wer- 
den. 

7. Die auf dem Konto gutgebrachten 
DM-Beträge können von der König- 
lich Niederländischen Regierung wie 
folgt veräußert werden: 
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a) an beliebige Personen mit der Wir- 
kung, daß die Erwerber die gleiche 
Rechtsstellung erlangen, wie sie im 
Rahmen der allgemeinen deutschen 
Devisenbestimmungen für die Er- 
werber von Ausländer-Guthaben 
vorgesehen ist; 

b) an natürliche und juristische Per- 
sonen mit gewöhnlichem Aufent- 
halt, Hauptniederlassung oder 
Sitz in den Niederlanden mit der 
Wirkung, daß in der Hand des 
ersten Erwerbers etwaige Trans- 
ferberechtigungen — siehe Ziffer 8 
— erhalten bleiben. 

Es bleibt Vorbehalten, auf Wunsch 
einer Seite zu erörtern, wie die Trans- 
ferberechtigung im Falle einer Ver- 
äußerung von Guthaben nach dem 
vorstehenden Buchstaben a) zugun- 
sten der Königlich Niederländischen 
Regierung erhalten bleiben und wie 
eine Erweiterung der Veräußerungs- 
möglichkeiten erfolgen kann. 

8. Die auf dem Konto eingezahlten DM- 
Beträge, die noch ausstehenden Raten 
und die nach Ziffer 6 erworbenen Ver- 
mögensanlagen sowie die Zinsen aus 
dem DM-Guthaben und DM-Forde- 
rungen und die Erträgnisse aus den ge- 
nannten Vermögensanlagen werden 
hinsichtlich der Transferberechtigung 
so behandelt, als ob es sich um Aktien, 
die dem jetzigen Berechtigten bereits 
vor dem 1. September 1939 gehört 
haben, und um deren Erträgnisse han- 
delte. Dies gilt auch für Berechtigte 
nach Ziffer 7 Buchstabe b). Hierdurch 
werden günstigere Transfermöglich- 
keiten auf Grund sonstiger Regelung 
nicht beeinträchtigt. 

9. Im Falle einer Änderung des Wechsel- 
kurses zwischen der Deutschen Mark 
und dem Gulden gelten für die noch 
ausstehenden Raten die Bestimmun- 
gen, die im Artikel VIII des deutsch- 
niederländischen Zahlungsabkommens 
vom 7. September 1949 für den Ge- 
samtsaldo auf den deutsch-niederlän- 
dischen Verrechnungskonten vorgese- 
hen sind. 

10. Was den niederländischen Wunsch 
anlangt, es möchten die aus dem Ak- 
tien-Altbesitz-Sonderkonto finanzier- 
ten Geschäfte und Anlagen von der 
deutschen Kapitalertragsteuer befreit 


werden, so besteht Einigkeit dar- 
über, daß die Regelung dieser Ange- 
legenheit den künftigen Verhandlun- 
gen über den Abschluß eines deutsch- 
niederländischen Abkommens zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 
überlassen werden soll. Im Rahmen 
dieser Verhandlungen wird dann in 
Aussicht zu nehmen sein, daß inzwi- 
schen gezahlte Kapitalertragsteuerbe- 
träge gegebenenfalls an den niederlän- 
dischen Staat erstattet werden. 

11. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß die Königlich Niederländische Re- 
gierung in Zukunft keinen weiteren 
Anspruch auf Restitution deutscher 
Reichsmark-Wertpapiere geltend 
machen wird. 

Ich darf darauf hinweisen, daß die vorste- 
hende Regelung der Zustimmung der Alliier- 
ten Hohen Kommission für Deutschland be- 
darf. Die Bundesregierung wird deshalb da- 
für Sorge tragen, daß diese Zustimmung als- 
bald eingeholt wird. Ich schlage vor, daß 
die Regelung nach Vorliegen der Zustim- 
mung im Wege eines Notenwechsels im Haag 
bestätigt und damit zur endgültigen Verein- 
barung zwischen der Bundesregierung und 
der Königlich Niederländischen Regierung 
erhoben wird.“ 

Ich beehre mich, Ihnen im Namen der Kö- 
niglich Niederländischen Regierung mitzu- 
teilen, daß die in Ihrem Schreiben dargelegte 
Regelung den Ergebnissen der zwischen unse- 
ren Delegationen geführten Verhandlungen 
entspricht. 

Mit Bezug auf Ziffer 11 Ihres Schreibens 
erkläre ich hiermit namens der Königlich 
Niederländischen Regierung, daß die König- 
lich Niederländische Regierung in Zukunft 
keinen weiteren Anspruch auf Restitution 
deutscher Reichsmark-Wertpapiere geltend 
machen wird. 

Ich bin damit einverstanden, daß die von 
uns vorbereitete Regelung nach Eingang der 
Zustimmung der Alliierten Hohen Kom- 
mission im Wege eines Notenwechsels im 
Haag bestätigt und damit zur endgültigen 
Vereinbarung zwischen de^ Königlich Nieder- 
ländischen Regierung und der Bundesregie- 
rung erhoben wird. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochach- 
tung. 

gez. Dr. A. Rinnooy Kan 
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Abschrift des Briefes des niederländischen 
Delegationsvorsitzenden an den deutschen 
Delegationsvorsitzenden betreffend die Frei- 
gabe auf Reichsmark lautender Wertpapiere 

Der Vorsitzende der 
niederländischen Delegation 

Den Haag, den 19. Januar 1952 

An den 

Vorsitzenden der deutschen Delegation 
Herrn B. Wolff 
Ministerialdirektor im 
Bundesministerium der Finanzen 

Herr Vorsitzender! 

Ich beehre mich, Ihnen im Namen der 
Königlich Niederländischen Regierung fol- 
gendes mitzuteilen: 

Die Deutsche Bundesregierung hat an die 
Königlich Niederländische Regierung die 
Bitte gerichtet, die in den Niederlanden als 
deutsches Auslandsvermögen behandelten 
deutschen Reichsmark-Wertpapiere freizuge- 
ben. 

Diese Bitte ist im Zusammenhang mit den 
Verhandlungen erörtert worden, die Anfang 
Oktober 1951 im Haag, Ende November 
1951 in Unkel a. Rh. und seit dem 16. Ja- 
nuar 1952 erneut im Haag über die Regelung 
der niederländischen Restitutionsanspriichc 
stattgefunden haben. 

Nachdem über die niederländischen Resti- 
tutionsansprüche heute eine Einigung erzielt 
worden ist, beehre ich mich, Ihnen das Er- 
gebnis der Verhandlungen über die Freigabe 
deutscher Reichsmark-Wertpapiere wie folgt 
zu bestätigen: 

1. Die Königlich Niederländische Regierung 
verzichtet auf ihre sich aus der niederlän- 
dischen Gesetzgebung ergebenden Rechte 
hinsichtlich der in den Niederlanden be- 
findlichen deutschen Reichsmark-W ertpa- 
piere deutscher Eigentümer. Die Freigabe 
dieser Wertpapiere wird auf Ansuchen der 
deutschen Berechtigten und nach Zahlung 
der entstandenen Spesen erfolgen. Verwal- 
tungsgebühren werden von dem Neder- 
landse Beheerinstituut nicht erhoben. 

2. Die Königlich Niederländische Regierung 
erklärt, daß Anmeldungen solcher Wert- 
papiere zur deutschen Wertpapierbereini- 


gung zugunsten niederländischer Stellen 
nicht weiter verfolgt werden sollen und daß 
sie mit dem Eintritt der deutschen Berech- 
tigten in das Wertpapierbereinigungsver- 
fahren einverstanden ist. Die Königlich 
Niederländische Regierung hat zur Kennt- 
nis genommen und ist damit einverstan- 
den, daß diese Erklärung durch die zu- 
ständigen deutschen Stellen den Gerichten 
und Prüfstellen in der Bundesrepublik be- 
kanntgegeben wird. 

3. Die Königlich Niederländische Regierung 
wird die depothaltenden Banken ermächti- 
gen, die Interessen der deutschen Berechtig- 
ten nach Maßgabe der Depotverträge 
wahrzunehmen, und wird die zuständigen 
deutschen Stellen bei der Unterrichtung 
der deutschen Berechtigten unterstützen. 

Ich schlage vor, daß diese Regelung im 
Wege eines Notenwechsels im Haag bestätigt 
und damit zur endgültigen Vereinbarung 
zwischen der Königlich Niederländischen Re- 
gierung und der Bundesregierung erhoben 
wird. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochach- 
tung. 

gez. Dr. A. Rinnooy Kan 


Abschrift der Antwort des deutschen Delega- 
tionsvorsitzenden an den niederländischen 
Delegationsvorsitzenden betreffend die Frei- 
gabe auf Reichsmark lautender Wertpapiere 

Der Vorsitzende der 
deutschen Delegation 

Den Haag, den 19. Januar 1952 

An den 

Vorsitzenden der 
niederländischen Delegation 
Herrn Dr. A. Rinnooy Kan 
Directeur im Niederländischen 
Finanzministerium 

k 

Herr Vorsitzender! 

Ich beehre mich, Ihnen den Eingang Ihres 
Schreibens vom 19. Januar 1952 betreffend 
die Freigabe der in den Niederlanden als 
deutsches Auslandsvermögen behandelten 
deutschen Reichsmark-Wertpapiere zu be- 
stätigen. 



In Ihrem Schreiben haben Sie mir im Na- 
men der Königlich Nie lerländischen Regie- 
rung folgendes mitgeteilt: 

„Die Deutsche Bundesregierung hat an 
die Königlich Niederländische Regierung 
die Bitte gerichtet, die in den Niederlan- 
den als deutsches Auslandsvermögen be- 
handelten deutschen Reichsmark-Wert- 
papiere freizugeben. 

Diese Bitte ist im Zusammenhang mit 
den Verhandlungen erörtert worden, die 
Anfang Oktober 1951 im Haag, Ende 
November 1951 in Unkel/Rhein und seit 
dem 16. Januar 1952 erneut im Haag 
über die Regelung der niederländischen 
Restitutionsansprüche stattgefunden ha- 
ben. 

Nachdem über die niederländischen 
Restitutionsansprüche heute eine Eini- 
gung erzielt worden ist, beehre ich midi, 
Ihnen das Ergebnis der Verhandlungen 
über die Freigabe deutscher Reichsmark- 
Wertpapiere wie folgt zu bestätigen: 

1. Die Königlich Niederländische Regie- 
rung verzichtet auf ihre sich aus der 
niederländischen Gesetzgebung erge- 
benden Rechte hinsichtlich der in den 
Niederlanden befindlidien deutschen 
Reichsmark - Wertpapiere deutscher 
Eigentümer. Die Freigabe dieser Wert- 
papiere wird auf Ansuchen der deut- 
schen Berechtigten und nach Zahlung 
der entstandenen Spesen erfolgen. Ver- 
waltungsgebühren werden von dem 
Nederlandse Beheerinstituut nicht er- 
hoben. 

2. Die Königlich Niederländische Regie- 
rung erklärt, daß Anmeldungen solcher 
Wertpapiere zur deutschen Wertpapier- 
bereinigung zugunsten niederländischer 
Stellen nicht weiter verfolgt werden 
sollen und daß sie mit dem Eintritt der 
deutschen Berechtigten in das Wert- 
papierbercinigungsverfahren einver- 
standen ist. Die Königlich Niederlän- 
dische Regierung hat zur Kenntnis ge- 
nommen und ist damit einverstanden, 
daß diese Erklärung durch die zustän- 
digen deutschen Stellen den Gerichten 
und Prüfstellen in der Bundesrepublik 
bekanntgegeben wird. 

3. Die Königlich Niederländische Regie- 
rung wird die depothaltenden Banken 


ermächtigen, die Interessen der deut- 
schen Berechtigten nach Maßgabe der 
Depotverträge wahrzunehmen, und 
wird die zuständigen deutschen Stellen 
bei der Unterrichtung der deutschen 
Berechtigung unterstützen. 

Ich schlage vor, daß diese Regelung im 
Wege eines Notenwechsels im Haag bestätigt 
und damit zur endgültigen Vereinbarung 
zwischen der Königlich Niederländischen Re- 
gierung und der Bundesregierung erhoben 
wird.“ 

Ich beehre mich, Ihnen im Namen der 
Deutschen Bundesregierung mitzuteilen, daß 
die in Ihrem Schreiben dargelegte Regelung 
den Ergebnissen der zwischen unseren Dele- 
gationen geführten Verhandlungen entspricht. 

Ich bin damit einverstanden, daß diese Re- 
gelung im Wege eines Notenwechsels im 
Haag bestätigt und damit zur endgültigen 
Vereinbarung zwischen der Königlich Nie- 
derländischen Regierung und der Bundesre- 
gierung erhoben wird. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochach- 


Abschrift 

Deutsche Delegation 
für Fragen der Restitution 
und der Freigabe deutscher 
Reichsmark-Wertpapiere in den 
Niederlanden 

Der Vorsitzende 

Z. Z. London SW 1, den 7. Juli 1952 
St. James’ s 
Lancaster House 

An den 

Vorsitzenden der niederländischen 
Delegation für Fragen der 
Restitution und der Freigabe 
deutscher Reichsmark-Wertpapiere 
in den Niederlanden, 

Herrn Dr. Rinnooy Kan 
Den Haag 

Herr Vorsitzender! 

Mit Bezug auf unsere am 25. und 26. Juni 
in Den Haag geführten Besprechungen so- 
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wie mit Bezug auf unseren Schriftwechsel 
vom 19. Januar 1952 und den deutsch-nie- 
derländischen Notenwechsel vom 19. Mai 
1952 beehre ich mich, Ihnen folgendes mit- 
zuteilen: 

Bei unseren Verhandlungen über den nie- 
derländischen Anspruch auf Restitution 
von deutschen, auf Reichsmark lautenden, in 
den Westzonen ausgegebenen, während der 
deutschen Besetzung der Niederlande abhan- 
den gekommenen und nach Deutschland ver- 
brachten Wertpapieren sind die deutsche und 
die niederländische Delegation darüber einig 
gewesen, daß mit der zu treffenden deutsch- 
niederländischen Vereinbarung die vorbe- 
zeichnete Angelegenheit eine vollständige 
und endgültige Erledigung finden sollte. 
Dementsprechend hat die Botschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland in ihrer Note vom 
19. Mal 1952 unter Ziff. 11 erklärt, die Bun- 
desregierung gehe davon aus, daß die Nieder- 
ländische Regierung in Zukunft keinen wei- 
teren Anspruch auf Restitution deutscher 
Reichsmark-Wertpapiere geltend machen 
werde. In seiner Antwortnote vom 19. Mai 
1952 hat der Königlich Niederländische Mi- 
nister der Auswärtigen Angelegenheiten den 
Empfang der Note der Botschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland vom gleichen Tage 
bestätigt und zugleich zum Ausdruck ge- 
bracht, daß mit diesem Notenwechsel nun- 
mehr ein dem Inhalt der Noten entsprechen- 
des Übereinkommen zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und dem Königreich der 
Niederlande zustande gekommen sei. Durch 
die nach diesem Abkommen vor der Bun- 
desrepublik Deutschland übernommene Ver- 
pflichtung zu bestimmten Leistungen, welche 
den niederländischen Anspruch auf Restitu- 
tion der während der deutschen Besetzung 
der Niederlande abhanden gekommenen und 
nach Deutschland verbrachten Reichsmark- 
Wertpapiere abgelten sollen, hat nunmehr 
diese Anlegenheit, wie dies in den Verhand- 
lungen zwischen der deutschen und der nie- 
derländischen Delegation beabsichtigt war, 
ihre vollständige und endgültige Erledigung 
gefunden. 

Wenn in den vorbezeichneten Verhandlun- 
gen auch die niederländische Delegation der 
Meinung Ausdruck gab, daß nach Abschluß 
einer mit dem Ergebnis der Verhandlungen 
übereinstimmenden Vereinbarung von nie- 
derländischer Seite Ansprüche auf Restitutio- 
nen deutscher Reichsmark-Wertpapiere nicht 
mehr erhoben werden könnten, so hatte sie 


dabei, wie Sie mir mitgeteilt haben, begrün- 
deten Anlaß anzunehmen, daß der Königlich 
Niederländischen Regierung alle Fälle, in 
denen die Anwendung direkten oder indi- 
rekten Zwanges während der Besatzungszeit 
zur Verbringung deutscher Reichsmark-Wert- 
papiere aus den Niederlanden nach Deutsch- 
land geführt hatten, bekanntgeworden seien. 
Im Hinblick hierauf hatte sie die Höhe der 
von niederländischer Seite erhobenen Forde- 
rung auf Ersatzleistung durch die Bundesre- 
publik Deutschland bemessen. 

Die Bundesregierung und die Königlich 
Niederländische Regierung sind bei Ab- 
schluß des vorbezeichneten Übereinkommens 
ebenso wie die deutsche und die niederlän- 
dische Delegation bei dem zum Zwecke dieses 
Abschlusses geführten Verhandlungen über- 
einstimmend der Auffassung gewesen, daß 
auch Ansprüche auf Restitution von Wert- 
papieren nach dem damals geltenden Recht 
nur auf dem Wege von Regierung zu Regie- 
rung erhoben werden könnten. 

Durch den am 26. Mai 1952 Unterzeich- 
neten Vertrag zur Regelung aus Krieg und 
Besatzung entstandener Fragen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland einerseits, den 
Vereinigten Staaten von Amerika, dem Ver- 
einigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland und der Französischen Republik 
andererseits (Fünfter Teil: Äußere Restitu- 
tionen) ist nunmehr die bisher nicht ge- 
geben gewesene Möglichkeit geschaffen, daß 
unter Umständen auch eine Einzelperson die 
Restitution einer entzogenen Sache von dem 
gegenwärtigen Besitzer dieser Sache in einem 
besonders geordneten Verfahren verlangen 
kann. 

In der Annahme, daß diese Vertragsbe- 
stimmung möglicherweise auch auf die Resti- 
tution von Wertpapieren Anwendung findet, 
haben wir folgendes besprochen: 

Von niederländischer Seite wird es prak- 
tisch für ausgeschlossen gehalten, daß natür- 
liche Personen niederländischer Staatsangehö- 
rigkeit oder juristische Personen mit Sitz 
oder Geschäftsleitung in dem Königreich der 
Niederlande mit der Begründung, ihre An- 
sprüche auf Restitution ihnen entzogener 
deutscher Reichsmark-Wertpapiere seien 
durch die von deutscher Seite nach dem 
deutsch - niederländischen Übereinkommen 
vom 19. Mai 1952 zu leistenden Zahlungen 
nicht abgegolten, auf dem in dem bezeich- 
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neten deutsch-alliierten Vertrag vorgesehenen 
Wege noch Ansprüche geltend machen könn- 
ten. Sollte dies gleichwohl geschehen und in 
dem den Restitutionsberechtigten eröffneten 
Verfahren der deutsche Besitzer zur Resti- 
tution von Wertpapieren an den niederlän- 
dischen Restitutionsberechtigten endgültig 
verurteilt werden, so wird eine Lösung dahin 
zu finden sein, daß sich die Bundesregierung 
und die Königlich Niederländische Regierung 
miteinander ins Benehmen setzen, um sich 
darüber zu verständigen, welche Folgerungen 
aus diesem Umstand im Hinblick auf das 
deutsch-niederländische Übereinkommen vom 
19. Mai 1952 zu ziehen sein werden, insbe- 
sondere ob auch ein solcher Einzelfall als 
durch das bezeichnete Übereinkommen ge- 
deckt anzusehen ist und ob und wie gegebe- 
nenfalls eine Schadloshaltung der Bundes- 
regierung zu erfolgen haben wird. 

Ich bitte, mir zu bestätigen, daß Sie mit 
dieser Wiedergabe unserer Besprechungen 
einverstanden sind. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung. 


Abschrift 

Niederländische Delegation für 
Fragen der Restitution und der 
Freigabe deutscher Reichsmark- 
Wertpapiere in den Niederlanden 
Der Vorsitzende 

Den Haag, den 10. Juli 1952 

An den 

Vorsitzenden der deutschen Delegation 
für Fragen der Restitution und der Frei- 
gabe deutscher Reichsmark Wertoapiere 
in den Niederlanden, 

Herrn Ministerialdirektor Wolff 
Den Haag 

Herr Vorsitzender! 

Ich bestätige den Empfang Ihres Schreibens 
vom 7. Juli 1952 und erkläre, daß ich mit 
der in diesem Briefe enthaltenen Wiedergabe 
unserer am 25. und 26. Juni 1952 in Den 
Haag geführten Besprechungen einverstanden 
bin. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung. 

gez. A. Rinnooy Kan 


gez. Wolff 



